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Maßnahmen für oder gegen den Schutz des menschlichen Lebens (Umsetzung auf Landesebene) 

Thema CDU SPD Grüne FDP AfD Linke Freie Wähler 

Abtreibung  Wir wollen nieman-
den mit schwieri-
gen Entscheidun-
gen alleine lassen 
Für uns hat der 
Schutz des unge-
borenen menschli-
chen Lebens einen 
zentralen Stellen-
wert. Finanzielle 
Gründen sollten 
daher kein Grund 
für eine Frau sein, 
sich für eine Abtrei-
bung entscheiden 
zu müssen. Frauen 
mit Konfliktschwan-
gerschaften wollen 
wir durch Bera-
tungsgespräche 
und Unterstüt-
zungsleistungen 
und ausgebaute 
landesweite Hilfs-
angebote unterstüt-
zen. 

Wir setzen uns da-
für ein, dass es in 
unserem Bundes-
land ausreichend 
Praxen und Klini-
ken gibt, die 
Schwangerschafts-
abbrüche flächen-
deckend sicher und 
zuverlässig ausfüh-
ren. 

Die ärztliche Ver-
sorgung in Bezug 
auf Schwanger-
schaftsabbrüche 
soll in Rheinland-
Pfalz verbessert 
werden. Die 
Schwangerschafts-
konflikt- und Sexu-
alberatung 
wollen wir stärken. 
Aufklärung und 
Sensibilisierung 
tragen ganz zentral 
dazu bei, Miss-
brauch zu verhin-
dern und selbstbe-
stimmte Sexualität 
und Familienpla-
nung zu unterstüt-
zen. Ungewollt 
schwangere 
Frauen brauchen 
umfassenden und 
schnellen Zugang 
zu Informationen. 
 

-- Wir fordern daher 
einen besseren 
Schutz von Kindern 
vor Missbrauch 
jeglicher Art – sei 
es in Form der Pä-
dokriminalität, der 
Kinderehe, aber 
auch der vorge-
burtlichen Tötung 
durch Abtreibung. 
Um dies zu errei-
chen, brauchen wir 
neben gesetzlichen 
Regelungen mehr 
Bewusstseinsbil-
dung für den Le-
bensschutz in 
Schulen und staat-
lichen Bildungsein-
richtungen. Frauen 
im Schwanger-
schaftskonflikt wol-
len wir durch Bera-
tung und Hilfsange-
bote zu einem Le-
ben mit ihrem Kind 
ermutigen. 

-- -- 

Finanzierung des 
Medizinischen 
Zentrums (ambu-
lante Abtreibun-
gen) von „pro fa-
milia“ in Mainz 

-- Keine Aussage im 
Wahlprogramm 
aber von einer wei-
teren Förderung 
des Zentrums ana-
log zur Regie-
rungsperiode 2017-
21 ist aus zu ge-
hen. 

Keine Aussage im 
Wahlprogramm 
aber von einer wei-
teren Förderung 
des Zentrums ana-
log zur Regie-
rungsperiode 2017-
21 ist aus zu ge-
hen. 

Keine Aussage im 
Wahlprogramm 
aber von einer wei-
teren Förderung 
des Zentrums ana-
log zur Regie-
rungsperiode 2017-
21 ist aus zu ge-
hen. 

Die steuerliche 
Förderung von Ab-
treibungskliniken 
wie etwa des „Me-
dizinischen Zent-
rums“ der Pro Fa-
milia in Mainz ist 
dagegen ersatzlos 
zu streichen. 

-- -- 

Hospize und Palli-
ativmedizin 

Jeder Mensch soll 
möglichst ohne 
starke Schmerzen 

-- -- Wohnungslose 
Menschen haben 
wie alle anderen 

-- -- -- 
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und in Würde ster-
ben können. Pallia-
tivmedizin und 
Hospizbetreuung 
sichern das. Daher 
wollen wir insbe-
sondere in den 
ländlichen Räumen 
die Versorgung in 
diesem Bereich 
ausbauen. Das En-
gagement der Eh-
renämtler wollen 
wir stärker fördern  
und ausbauen. 

auch verdient, dass 
sie auf ihrem letz-
ten Weg in Würde 
begleitet werden. 
Wir treten deshalb 
für die Einrichtung 
eines Obdachlo-
senhospizes ein. 

Maßnahmen für oder gegen den Schutz des menschlichen Lebens (Umsetzung nur auf Bundesebene möglich) 

Thema CDU SPD Grüne FDP AfD Linke Freie Wähler 

Verhütung -- -- Mit einer Bundes-
ratsinitiative wollen 
wir erreichen, dass 
Verhütungsmittel 
für Grundsiche-
rungsempfän-
ger*innen kosten-
frei bereitgestellt 
werden. 

-- -- -- -- 

Werbung für Ab-
treibung 
(§ 219a) 

Keine Aussage im 
Wahlprogramm 
aber in einem Inter-
view positionierte 
sich die CDU-RLP 
folgendermaßen: 
„Der Schutz des 
ungeborenen Le-
bens ist für die 
CDU von überra-
gender Bedeutung. 
Deshalb halten wir 
beispielsweise den 
zuletzt emotional 
diskutierten Erhalt 

-- Es muss gewähr-
leistet bleiben, 
dass Ärzt*innen 
betroffene Frauen 
landesweit nach 
medizinischen 
Standards versor-
gen können. Wir 
setzen uns bun-
desweit für eine 
Streichung des Pa-
ragrafen 219a 
StGB ein, der Wer-
bung für den Ab-
bruch von 

Wir Freie Demo-
kraten streiten für 
eine Reform des 
Strafrechtsparagra-
phen 219a. Ziel 
dieser ist es, die 
sachliche Informa-
tion über einen 
Schwangerschafts-
abbruch im öffentli-
chen Raum grund-
sätzlich zu ermögli-
chen, während wei-
terhin das Verbot 
des Werbens in 

-- Siehe § 218 -- 
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des Paragrafen 
219a für sehr wich-
tig: Werbung für ei-
nen Schwanger-
schaftsabbruch 
muss weiterhin ver-
boten bleiben. Die 
betroffenen Frauen 
befinden sich häu-
fig in einer großen 
Not. Sie brauchen 
in dieser Situation 
eine sachliche und 
neutrale Beratung. 
Wir werden daher 
ein wohnortnahes, 
plurales Angebot in 
der Schwanger-
schaftsberatung si-
cherstellen.“ 

Schwangerschaf-
ten unter Strafe 
stellt. Damit wollen 
wir die Informati-
onslage ungewollt 
Schwangerer und 
die Rechtssicher-
heit für Ärzt*innen 
endlich verbessern. 

grob anstößiger 
Weise gilt. Wir tre-
ten für einen bes-
seren Schutz von 
Praxen ein, die 
Schwangerschafts-
abbrüche vorneh-
men. 

Abtreibung  
(§ 218) 

-- -- -- -- -- Wir fordern die Ab-
schaffung aller Ein-
schränkungen des Ab-
treibungsrechts aus 
den Strafgesetzbü-
chern der EU-Mit-
gliedsländer. Wir un-
terstützen und stärken 
Bündnisse für sexuelle 
und körperliche 
Selbstbestimmung, 
Initiativen von Medi-
zinstudierenden. 

-- 

 


